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Im  Herbst  2001  begann  der  US-geführte  Militäreinsatz  in  Afghanistan
(Operation Enduring Freedom), unterstützt von der ISAF, der International
Security Assistance Force, an der sich die Bundeswehr beteiligt.  Ging es
zunächst um den „Kampf gegen den Terror“, wurden die Ziele des Angriffs
schnell auf die Errichtung der Demokratie nach westlichem Vorbild und die
Stärkung der Rechte der Frauen erweitert, um einen längeren Einsatz zu
rechtfertigen.

Islamismus  und  Besatzung:  Todfeinde  für
Frauenrechte

Dabei ist natürlich nicht außer Acht zu lassen, dass Afghanistan schon für die
Briten im 19. Jahrhundert als attraktiver Standort im nahen Osten und als
wichtiges Pfand gegenüber Russland galt. Und auch heute wäre es für die
USA  wieder  wertvoll,  dieses  Land  mit  seiner  geostrategischen  Lage  im
mittleren Osten – Nähe zu China, Iran, Pakistan, Indien und den südlichen
ehemaligen UdSSR-Republiken – „in den Griff zu bekommen“. In den letzten
Jahren stellte sich auch heraus, dass Afghanistan nicht geringe Vorkommen
an Kupfer und Eisenerzen zu bieten hat, ebenso wie Lithium, ein begehrter
Rohstoff  für  die  Computerbranche.  Zwei  große Konzerne aus  China  und
Indien haben auch schon Ausbeutungsrechte erworben. Jedoch, aufgrund der
unsicheren Lage im Land, läuft der Abbau bisher nicht wie geplant.

Heute  ist  weder  die  anhaltende  Freiheit  noch  die  Sicherheit  in  dem
bürgerkriegsgebeutelten Land gewährt – und schon gar nicht für Frauen. Die
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Taliban gewinnen wieder mehr Boden im Land, die Warlords der Nordallianz
teilen  die  Gebiete  unter  sich  auf,  der  Drogenhandel  ist  immer noch die
lukrativste Einnahmequelle und ein Drittel der Bevölkerung lebt weiterhin in
bitterer Armut.

80 Prozent der afghanischen Frauen sind Analphabetinnen und nur weniger
als ein Drittel gehen einer geregelten Lohnarbeit nach.

Die  „First  Lady“,  Rula  Ghani,  äußerte  auf  einer  Ausschuss-Sitzung  im
Bundestag  letztes  Jahr,  die  Dominanz  der  Männer  in  ihrem  Land  habe
zugenommen, empfahl aber den Geberländern, die Betonung doch bitte nicht
so sehr auf die Rechte der Frauen zu legen, sondern die Bedeutung von
Familie und gegenseitigem Respekt zu unterstützen.

Die Wirklichkeit in Afghanistan: barbarische
Frauenunterdrückung

Aber ist die Befreiung der Frauen in Afghanistan wirklich so leicht: alle sind
einfach ein  bisschen netter  und die  Grundstrukturen der  Unterdrückung
bleiben erhalten?

Wie sieht die strukturelle Unterdrückung der Frauen aus und wodurch wird
sie am Leben erhalten? Sind die Afghanen einfach nicht „lernfähig“, ist allein
die islamische Religion Schuld an der Misere der Frauen und warum sind sie
nach 14 Jahren „stetiger Bemühung“ der westlichen Allianz immer noch nicht
befreit und demokratisiert? Diesen Fragen soll hier nachgegangen werden.

Ab und an erreichen uns Horrormeldungen über misshandelte Frauen in
Afghanistan. So wurde im März letzten Jahres eine Studentin in Kabul von
einem Mob aufgebrachter Männer öffentlich totgeschlagen und verbrannt,
nachdem  sie  angeblich  den  Koran  angezündet  habe.  Nebenbei  wurde
erwähnt, dass sie vorher einen Streit mit einem Geistlichen gehabt habe, der



dann,  wohl  nicht  mehr  Herr  der  Lage,  das  Gerücht  der  Gotteslästerung
lautstark verbreitete,  worauf  die  Lynchjustiz  begann und von der Polizei
nicht aufgehalten wurde. Diese Tat löste Massenproteste in der Hauptstadt
aus.

Im November letzten Jahres ging ein Video über eine Steinigung durch die
Medien. Eine junge Frau hatte ihren weitaus älteren Ehemann betrogen. Sie
wurde in einem Erdloch zu Tode gesteinigt, ihr Liebhaber kam offensichtlich
davon. Die Gouverneurin der Provinz, eine von nur zwei Frauen in dieser
Stellung im Land, warnte vor weiteren derartigen Übergriffen und machte
die Taliban und verantwortungslose Kriegsherren für die Tat verantwortlich.

Als die Taliban im September 2015 kurzfristig Kundus eroberten, konnten sie
zahlreiche  Daten  von  Regierungs-  und  NGO-Einrichtungen  erbeuten.  Es
folgten massive Angriffe unter anderem auf Frauenrechtlerinnen und auch
auf  Kliniken.  Frauen  wurden  vergewaltigt  und  getötet,  Häuser
niedergebrannt und auch nach dem Rückzug wurden viele Aktivistinnen über
Handy weiter bedroht, alles um „Recht und Scharia“ wiederherzustellen. Und
das in einer Stadt, in der Frauen gerade mühsam angefangen hatten, sich
wieder auf die Straße zu trauen.

RAWA:  fortschrittlichste  Frauenorganisation
Afghanistans

RAWA, die „Revolutionary Association of the Women of Afghanistan“, hat
eine  Liste  erstellt,  die  die  Vorstellungen  der  Islamisten  über  Frauen
dokumentiert:

Verbot für Frauen, außerhalb des Hauses zu arbeiten (Ausnahme:
wenige Medizinerinnen und Krankenschwestern in Krankenhäusern)
Verbot sämtlicher Aktivitäten außerhalb des Hauses ohne männliche
Begleitung



Forderung an Frauen, die Burka (Ganzkörperschleier) zu tragen
Steinigung für Frauen, die außerehelichen Sex hatten
Verbot für Frauen, Sport zu treiben oder in einen Sportclub zu gehen
Verbot, Kosmetik aufzutragen
Verbot für Frauen, laut zu lachen
Verbot für Frauen, sich zu Erholungszwecken zu treffen und vieles
mehr.

Die Gruppe ist seit den 1970er Jahren im Widerstand, sowohl gegen die SU-
gestützte  DVPA-Regierung als  auch gegen die  spätere  Taliban-Regierung
sowie gegen die heutige Regierung und die internationalen Invasoren. RAWA
tritt nach eigenen Angaben für Frauen-, soziale und Freiheitsrechte ein. Ihre
Hauptaufgabe liegt in der Dokumentation der Verbrechen an Frauen und der
Einrichtung von Bildungsstätten für Frauen und Mädchen, viele davon in
Flüchtlingsgebieten  wie  Pakistan  (siehe  auch  unseren  Artikel
http://www.arbeitermacht.de/ni/ni77/afghanistan.htm).

Sie wird verfolgt von Extremisten und Warlords, zählt zu ihren Feinden auch
Leute in höchsten Regierungskreisen, wie auch den „Vizepräsidenten“ (der in
diesem Fall „Hauptgeschäftsführer“heißt) Abdullah Abdullah.

Die  DVPA-  Regierung  der  1970er  und  80er  Jahre  hält  sie  für  keine
sozialistische,  allenfalls  eine  Marionetten-Regierung  der  damals  bereits
degenerierten Sowjetunion. Sie beklagt, dass in dieser Regierungszeit mehr
Linke, Intellektuelle und Demokraten ermordet wurden als die Taliban je
geschafft haben.

Die Taliban sind für sie systematisch seit dem kalten Krieg von den USA,
Saudi-Arabien  und  auch  Pakistan  aufgebaut  worden  und  haben  keine
wirkliche  Verankerung  in  der  Bevölkerung.

Sie geht davon aus, dass ihre Lebens- und Arbeitsbedingungen nie schlechter
waren als heute nach 14 Jahren westlicher Besatzung. Den Druck von den
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Taliban auf der einen und dschihadistischen Warlords auf der anderen Seite,
deren kriminellste Elemente wieder an die Macht gekommen seien, sieht sie
als Ursache der heutigen Probleme Afghanistans: Drogenhandel, Korruption
und  eine  schlechtere  Lage  der  Frauen  denn  je.  Ihre  Aussage  ist:  Alle
Anschläge,  alles was im Zuge der Rückeroberung von Kundus durch die
Taliban passierte, komme den USA nur entgegen als Rechtfertigung für eine
Verlängerung der militärischen Besatzung. Ihrer Meinung nach könnte die
US-Armee  innerhalb  eines  Monats  die  schlecht  ausgerüsteten  Taliban
zerschlagen,  wenn  sie  das  wirklich  wollte.

Veränderung kann nach ihrer Meinung nur aus dem afghanischen Volk und
den fortschrittlichen Bewegungen, welche auch immer das sind, kommen; 14
Jahre Besatzung hätten gezeigt,  dass Frieden und Wohlstand nicht unter
militärischer Besatzung entstehen können.

Leider  mangelt  es  der  Frauenbewegung  an  Verankerung  unter  der
Landbevölkerung, und sie haben auch kein wirkliches Programm, wie die
Befreiung vorankommen soll. Die Forderung allein: „Alle Besatzer sollen das
Land verlassen, dann läuft es auch mit der Demokratie, wir brauchen eben
noch ein paar Jahrzehnte“ zeigt keine Perspektive, wie beispielsweise dass
die  Frauen  kämpfen  sollen,  gegen  patriarchale  Gewalt,  Korruption  und
letztlich  auch  gegen  eine  Regierung,  die  nur  einen  Kompromiss  auf
internationalen Druck hin verkörpert. In der sogenannten Einheitsregierung
sind  die  beiden  „Chefs“,  Ghani  und  Abdullah,  hauptsächlich  damit
beschäftigt, sich nicht vom jeweils anderen übervorteilen zu lassen und die
eigenen Leute in Machtpositionen zu hieven. Die Wahl stand unter massiven
Betrugsvorwürfen gegen beide Kontrahenten, und die Regierung hat bis jetzt
nur gezeigt, wie handlungsunfähig sie ist. Dabei ist für den Westen natürlich
eine starke Zentralregierung als Verhandlungspartner entscheidend, allein
das Volk Afghanistans identifiziert sich nicht mit ihr, was sich beispielsweise
in der Weigerung, Steuern zu zahlen, zeigt.



Afghanische Vorzeigefrauen

Natürlich gibt es in Afghanistan auch berühmte „starke“ Frauen wie die
Ärztin und ehemalige Frauenministerin Sima Samar, die Menschenrechtlerin,
die  durch  gemäßigten  Auftritt  versucht,  ihre  Gegner  zu  überzeugen.
Letztendlich  wurden  ihre  Versuche,  die  Gesundheit  der  Frauen  zu
verbessern,  unter  der  Taliban-Regierung  beschränkt  und  ihre
Untersuchungen  über  die  Verbrechen  der  Warlords  vom  damaligen
Präsidenten  Hamid  Karzai  unterbunden,  der  seine  Verbindung  zu  den
Kriegsherren gestört sah.

Oder  die  jüngste  Abgeordnete  Malalai  Joya  (Dschoja)  (siehe  auch
www.arbeitermacht.de/ni/ni153/buchbesprechung.htm),  die  ihre  Kritik
sowohl an den Machenschaften der Warlords als auch an der amerikanischen
Besatzung  öffentlich  äußerte,  dafür  3  Jahre  lang  von  Kabinettssitzungen
ausgeschlossen wurde und danach nicht mehr zu Wahlen antrat.

Faktisch  ist  es  Frauen  in  Afghanistan  nicht  möglich,  öffentliche  Ämter
auszuüben ohne männliche Schirmherrschaft, nach deren Meinung sie sich
dann im Ernstfall auch richten müssen.

Afghanische soziale Realität: die Schranke für
bürgerliche Frauenrechtlerei

Warum stagniert also der „Kampf für die Rechte der Frauen“?

Fragt  man  Frauenrechtlerinnen  in  Afghanistan,  so  stellen  sie  meist  die
Forderung nach Bildung als Voraussetzung für die Befreiung der Frauen in
den Vordergrund. Einer umfassenden Ausbildung stehen aber viele Faktoren
entgegen: mangelnde Ausbildung von Lehrer_Innen, fehlendes Lehrmaterial
ebenso wie die Armut der Familie. Noch immer ist für viele Mädchen die
Schulzeit nach der Grundschule beendet und nicht wenige werden viel zu
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früh verheiratet.  Für eine Familie  auf  dem Land ist  der „Verkauf“ einer
Tochter gegen Land oder Nutztiere immer noch die einzige Alternative zum
Verhungern.  Viele  wagen  nicht,  ihre  Töchter  in  Mädchen-Schulen  zu
schicken, da diese häufig Angriffsziele extremistischer Fanatiker sind, und
oft  wird  die  Mitarbeit  der  Töchter  zuhause  dringend  zum  Broterwerb
benötigt.

Die Schulen wurden gebaut als Vorzeigeobjekte, aber nicht selten stehen auf
dem  Land  sogenannte  „Geisterschulen“,  in  die  niemand  geht,  und  die
Machthaber im Dorf kassieren immer noch die Lehrergehälter.

Entscheidend  ist  auch  die  Akzeptanz  einer  Schule  in  einer  Gemeinde.
Tatsächlich verringert sich das Risiko für Angriffe auf eine Schule, wenn sie
von der Region selbst gewünscht wurde und statt von den internationalen
Gebern selber verwaltet und bewacht wird.

Viele Gewalttaten gegen Frauen passieren im familiären Zusammenhang, oft
als Ergebnis von Zwangsheirat mit erheblich älteren Männern. Frauen, die
sich dagegen auflehnen oder gar flüchten, landen im Gefängnis oder werden
von den Familien gleich selbst bestraft. Anzeigen gegen Gewaltakte werden
zwar  vermehrt  aufgegeben,  jedoch  kommt  es  in  einem  System  von
Korruption  und  extrem  schlecht  ausgebildeten  und  ausgerüsteten
„Ordnungskräften“  selten  zu  Verurteilungen  der  Männer.  Viele  NGOs
versuchen, Frauen zu unterstützen, aber prinzipiell herrscht kein Vertrauen
in die Regierung und Frauen geraten in einem Land, in dem ständiger Druck
von Islamisten und Dschihadisten aufgebaut wird, zuerst ins Hintertreffen.
Dies  soll  weder  häusliche  Gewalt  noch  öffentliche  Angriffe  auf  Frauen
rechtfertigen.  Wir  verurteilen  alle  Übergriffe  auf  Frauen,  sei  es  aus
religiösen  oder  persönlichen  Gründen.  Derartige  Ausbrüche  und
Gewaltexzesse sind nur ein Ausdruck der tiefen Spaltung der Arbeiter_Innen-
und der Ba(e)uer_Innenklasse, die zumindest auf dem Land fernab von allen
Regierungsgeschäften  lebt,  zwischen  rivalisierenden  Gruppen  hin-  und
hergeschoben wird, auf den Zusammenhalt der „Familie“, wie reaktionär sie
auch sein mag, angewiesen ist und an der die Erfahrungen des „Arabischen



Frühlings” vorbeigezogen sind.

In der neuen Verfassung ist theoretisch die Gleichberechtigung von Männern
und Frauen verankert, doch fürchten schon jetzt viele mit den Erfolgen der
Taliban ein weiteres Rollback für jede Verbesserung der Lage von Frauen.

Heuchelei  der  imperialistischen
Besatzungsmächte  oder:  warum funktioniert
die „Demokratisierung“ von außen nicht wie
angekündigt?

Der „Krieg gegen den Terror“ sollte nach dem Modell „Clear – Hold – Build“
ablaufen, also Vertreibung oder Vernichtung der Taliban, Halten der Stellung
durch Ausbildung nationaler Streit- und Polizeikräfte und danach Aufbau der
Infrastruktur,  damit alle merken, woher der „Wohlstand“ kommt und die
Taliban nicht mehr unterstützen.

Zunächst lief die Vertreibung der Taliban recht gut, wenn auch mit einigen
„Kollateralschäden“  unter  Zivilist_Innen  und  oft  vorbei  an  jedwedem
Menschenrecht. Dass sich dadurch der Widerstand auch der Taliban erhöhte,
„berechtigte“ dann wieder zu Einsätzen amerikanischer Spezialkommandos
zur Terrorbekämpfung, die die Bevölkerung tyrannisierten.

Die  Ausbildung  der  einheimischen  Streitkräfte  war  jedoch  nie  wirklich
erfolgreich, und wie sich jetzt zeigt, sind sie schlechter ausgerüstet als die
Taliban und und desertieren schon teilweise.

Ein Drittel der Bevölkerung lebt immer noch unter der Armutsgrenze, der
Wohlstand, der sich „wie ein Ölteppich“ auf das Land ausbreiten sollte, ist
ausgeblieben: zum einen, weil viele Fördergelder gleich zu Anfang bei der
afghanischen  Elite  versickert  sind,  zum anderen  auch,  weil  die  größten



Posten heute in die Sicherheit der eigenen Truppen fließen, und zum Dritten
mit dem (teilweisen) Abzug der Truppen zugleich der größte Auftraggeber
der lokalen Wirtschaft verschwindet. Wir wollen ganz schweigen von den
vielen Jobs für die urbane Mittelschicht, die eine anhaltende Militärpräsenz
erforderlich machen, wie zum Beispiel Dolmetscher, deren Existenz jetzt auf
dem Spiel steht, nicht nur finanziell, sondern auch, weil zum Beispiel die
Bundesrepublik nicht für ihre Sicherheit garantiert und sie der Rache der
Extremisten ausgesetzt sein können.

„Nicht selbsttragend“ nennt sogar die Bundesregierung das vorangegangene
Wirtschaftswachstum.

Die Terrorbekämpfung stand an erster Stelle, ein Wiederaufbau des Landes
war nie ernsthaft angedacht. Die Verbündeten der NATO-Truppen sind zum
Teil die gleichen Warlords, die in den neunziger Jahren das Land tyrannisiert
haben.

Zeitgleich  mit  der  Ankündigung des  Truppenabzugs,  die  dann ja  wieder
relativiert  wurde,  stieg  die  Zahl  der  Flüchtlinge  aus  Afghanistan.  In
Erinnerung an das Taliban-Regime ist das verständlich, denn sie wissen, dass
die extremistische Gefahr nicht gebannt ist,  zumal jetzt  auch der IS mit
Taliban-Gruppen kooperiert und versucht, eine Dominanz in Afghanistan zu
bekommen.

Da erscheint die Kampagne des auswärtigen Amts mehr als makaber, mit der
es versucht, den Flüchtlingsstrom einzudämmen. Auf großen Plakaten steht:
„Sie wollen Afghanistan verlassen? Haben Sie sich das gut überlegt?“ Und
„unser“ Innenminister setzt noch einen drauf,  indem er äußert,  deutsche
Soldaten  würden  Afghanistan  sicherer  machen,  große  Summen  von
Entwicklungshilfe seien in das Land geflossen: „Da kann man erwarten, dass
die Afghanen in ihrem Land bleiben.“

Dass die meisten Flüchtlinge in Pakistan landen, um nach einer Beruhigung



der Lage wieder nach Hause zurückkehren zu können oder weil  sie sich
einen weiteren Weg gar nicht leisten können, hat er dabei wohl übersehen.

Für  den  Abzug  der  Besatzungstruppen  und
Selbstverteidigung der werktätigen Frauen!

Oft wird geäußert, dass der Fortschritt in Afghanistan ohne die Frauen nicht
zu erreichen ist.

Wenn  sich  die  Arbeiter_Innen  und  Ba(e)uer_Innen  zusammenschließen,
können sie  ihre  Häuser  und Schulen  selbst  gegen die  Fundamentalisten
verteidigen, vorausgesetzt, sie erkennen, dass auch ihre ethnischen Konflikte
nur den Zielen der Besatzer dienen, um sie zu spalten.

Die  Massen  in  Pakistan,  das  heute  als  Auffangort  für  Flüchtlinge  und
Nachschubquelle für die Islamisten dient, können genauso zum Verbündeten
werden, wenn sich ihre unterdrückten Schichten und Klassen organisieren,
um  ihre  „alten  Herren“,  religiöse  Fanatiker  und  gierige  Warlords,  zu
verjagen.

In Rojava in Syrien sehen wir, wie Selbstverwaltung und -verteidigung Hand
in Hand mit Frauenbefreiung geht. Diese Frauen, die gemeinsam mit den
Männern in den Krieg gezogen sind und ihr Land aufbauen, lassen sich nicht
mehr zwangsverheiraten oder ans Haus fesseln.

Der Aufbau von außen durch OEF und ISAF hat nicht funktioniert, und der
Terror ist nicht beendet, sondern wieder auf dem Vormarsch.

Wir  sagen:  Zieht  Eure  Truppen  restlos  ab  und  sorgt  dafür,  dass  Eure
Hilfsgelder  ausschließlich  da  landen,  wo  sie  Fortschritt  bringen:  in  der
Erziehung und Bildung, in der Produktion, die den Afghanen nützt und nicht
dem westlichen Kapital!



Es reicht nicht aus, zu fordern, dass „die Männer“ umdenken müssen, die
Arbeit der wenigen NGOs für die Bildung und Förderung von Frauen muss in
einer demokratischen Regierung ganz oben auf der Prioritätenliste stehen.
Frauen im ganzen Land müssen lernen, sich gegen Patriarchat und religiösen
Fundamentalismus zu verteidigen. Allerdings sind dabei Maßnahmen wie das
Burka-Verbot der Besatzer wenig hilfreich (und waren wohl eher als subtile
Terrorbekämpfung  denn  als  Befreiung  der  Frauen  gedacht).  Die  freie
Ausübung  der  Religion  muss  gewährleistet  sein;  wenn  sich  Frauen  aus
religiöser  Überzeugung  und  als  Schutz  vor  Übergriffen  verschleiern
möchten,  dann  muss  ihnen  das  gestattet  werden.

Es gibt durchaus weltliche Schulen bzw. solche, die einen friedlichen Islam
lehren, diese müssen ebenso geschützt werden.

Schutzräume  für  Frauen,  die  verfolgt  werden,  weil  sie  aus  der  Familie
ausbrechen,  müssen ausgebaut werden,  damit  sie  nicht  mehr Folter  und
Selbstjustiz ausgesetzt sind.

Statt  mangelhafter Versorgung und Ausbildung einer Schein-Armee unter
imperialistischer  Aufsicht  braucht  Afghanistan  eigene  Milizen  der
Arbeiter_Innen und armen Ba(e)uer_Innen, die den Kampf für ihre eigene
Freiheit auch führen können.

Hört auf, ihnen Marionetten-Regierungen
vor die Nase zu setzen,  die sie nicht akzeptieren werden! Lasst  sie den
demokratischen Aufbau selbst gestalten!

Dann wird sich zeigen, wie revolutionär die linken Parteien und Gruppen
Afghanistans sind, ob sie den gemeinsamen Kampf als Frauen und Männer
führen können.



Schlüssel zur Frauenbefreiung: ein Programm
der permanenten Revolution

Die Befreiung der Frau geht Hand in Hand mit ihrer Befreiung vom Los der
Reproduktionsarbeit,  praktisch  heißt  das  auf  dem  Land  immer  noch
Heimarbeit,  Subsistenzwirtschaft,  keine  freie  Wahl  des  Ehepartners  und
keine Zeit für Bildung. Das stellt die Forderung nach Vergesellschaftung der
Hausarbeit einerseits und auch nach Verteilung von Land und Besitz auf.
Voraussetzung  dafür  ist  die  Enteignung  der  Großgrundbesitzer  und
Wucherer,  die  Abschaffung  aller  vorkapitalistischen  Abhängigkeits-  und
Ausbeutungsverhältnisse  in  verschiedenen Formen der  Grundrente  (Geld-
und  Naturalpacht,  Zwangsdienste  auf  dem  Land  und  im  Haushalt,
Tagelöhnerei  und  Kontraktlohn).  Revolutionäre  Kommunist_Innen  treten
dafür ein, dass einerseits die Lohnabhängigen und Landlosen im Dorf auf
großen  Staatsgütern  beschäftigt  werden,  andererseits  Anreize  für  die
freiwillige Kollektivierung der Parzellenba(e)uer_Innen geschaffen werden,
die von der Aufteilung eines Großteils des enteigneten Großgrundbesitzes
profitiert  haben.  Sie  müssen  energisch  für  ein  Infrastruktur-  und
Agrarentwicklungsprogramm  kämpfen,  das  den  Hunger  und  ökologische
Schäden  beseitigt,  mittels  Bewässerung,  Aufforstung,  Saatgutkultivierung
und  Bodenamelioration  die  nutzbare  Ackerfläche  vergrößert  und  durch
sinnvolle Fruchtfolge die Bodenqualität für Mensch, Tier und Pflanzen erhält.
Heute  ist  die  Opiumgewinnung  wieder  landwirtschaft l iche
Haupteinkunftsquelle. Die Taliban hatten den Anbau untersagt, nachdem sie
selber geraume Zeit daraus Profit geschlagen hatten. Das spricht Bände für
den  „Fortschritt“  innerhalb  der  Dorfwirtschaft.  Wir  sind  dafür,  dass
Ba(e)uer_Innen Pflanzen, die zur Drogengewinnung und für die Herstellung
von Arzneimitteln dienen,  legal  anbauen dürfen.  Wir verlangen aber den
staatlichen  Ankauf  und  Vertrieb  solcher  Produkte  im  Rahmen  eines
Behandlungsprogramms  von  Drogensüchtigen  zu  Preisen,  die  von
Preiskomitees der Arbeiter_Innen und Ba(e)uer_Innen festgelegt werden! Das
oben  skizzierte  Agrarbeschäftigungs-  und  -anbauprogramm  muss  jedoch
Anreize für den Ausstieg aus der Opiumerzeugung zugunsten der Stillung der
dringendsten Bedürfnisse (Lebensmittel, Kleidung, Wohnung) schaffen.



Ferner treten wir für vollständige Demokratie ein: Wahlrecht für Männer und
Frauen! Trennung von Kirche und Staat!  Freiheit  für alle  religiösen und
weltlichen  Überzeugungen!  Für  eine  souveräne  konstituierende
Versammlung,  in  der  Kommunist_Innen  ihr  Programm  der  permanenten
Revolution für Afghanistan vorschlagen! Überwachung ihres Wahlvorgangs
durch  Komitees  aus  Arbeiter_Innen  und  armen  Ba(e)uer_Innen!  Für  die
Vertreibung  der  imperialistischen  Besatzungsarmeen,  den  Sturz  ihrer
Kompradorenregierungen und die Niederlage der bewaffneten islamistischen
Reaktion! Für völliges nationales Selbstbestimmungsrecht einschließlich des
Rechts  auf  Austritt  aus  Afghanistan  und  Bildung  einer  selbstständigen
Republik oder Anschluss an einen anderen Staat!

Für  die  Abschaffung  von  Zwangsehen  und  Brautpreis,  Legalisierung  der
Abtreibung und Scheidung auf Wunsch der Frauen! Für ein kommunales
Gesundheits-,  Bildungs-  und Haushaltsversorgungssystem,  das die  private
Hausarbeit  ablösen  kann!  Für  ein  staatliches  Rentensystem,  das  die
Abhängigkeit  von  der  Familie  und  Verwandtschaft  aufhebt!

Die völlige Lösung aller demokratischen Aufgaben, demokratische Republik
wie Agrarbefreiung und nationale Selbstbestimmung, kann nur durch eine
Diktatur des Proletariats, gestützt auf die Ba(e)uer_innenschaft, durch eine
Arbeiter_Innen-  und  Ba(e)uer_Innenregierung  erfolgen,  die  bei
demokratischen Maßnahmen nicht stehen bleibt, sondern von Beginn an zu
sozialistischen  (progressive  Besteuerung;  Enteignung  des  Großkapitals;
Entwaffnung  seiner  paramilitärischen  Verbände,  Warlords,  Taliban  oder
anderer  reaktionärer,  z.B.  islamistischer,  Kräfte  sowie  der  bewaffneten
Staatsmacht in Armee, Polizei und Geheimdienst; Ersetzung der ungewählten
Beamt_Innen- und Richter_Innenschaft durch gewählte, jederzeit abrufbare
und zum Durchschnittslohn bezahlte Repräsentant_Innen) übergeht. Diese
muss vom Tag 1 ihrer Herrschaft an auch die Revolution nach außen tragen,
in  der  Errichtung  einer  sozialistischen  Föderation  des  Mittleren  Ostens
gipfelnd.



Der  Unterschied  zu  RAWA  und  zum
bürgerlichen  Programm

Dieses Programm unterscheidet sich deutlich von dem der RAWA. Dies ist
zwar  für  afghanische  Verhältnisse  progressiv,  doch  verbleibt  es  im
bürgerlichen,  linksliberalen  Rahmen.  Statt  auf  Propaganda und Agitation
unter  den Volksmassen setzt  es  auf  die  „gebildete“  städtische Elite,  auf
wohlwollendes Entgegenkommen der Regierung und Besatzer, kurz auf die
Vertreter der herrschenden Klassen Afghanistans und der Imperialisten. Es
verkörpert  ein Modell  westlicher Zivilisation und Entwicklungshilfe.  Doch
leider  ist  dieses  seit  Beginn  der  imperialistischen  Epoche  für  die
überwältigende Mehrheit der Menschheit, die in halbkolonialen Ländern wie
Afghanistan lebt, vollständig reaktionär. Es leistet nicht nur keinen Beitrag
zu  deren  Befreiung,  sondern  verfestigt  deren  Abhängigkeit,  nutzt
ausschließlich  den  imperialistischen  Plünderern  und  Räubern.  Mit  einem
Wort: das bürgerliche (Frauen-)Befreiungsprogramm hat seine revolutionäre
Rolle  wie  die  Bourgeoisie  selbst  längst  ausgespielt.  Die  weltweit
herrschenden bürgerlichen Klassen verkörpern nur noch die Reaktion auf der
ganzen Linie!


